
Projektgruppe Stadtentwicklung Meerbusch, den 24. September 2006
Az.: 61-20-01/97/281

D:\eserver\epdf\in\E9BC4DECA6935D96C1257234004BB776
100.doc

E r g e b n i s p r o t o k o l l

der Bürgerversammlung am Dienstag, den 12. September 2006, um 19:30 Uhr
in der Aula der Städt. Gemeinschaftshauptschule

Wienenweg 38 in Meerbusch-Osterath

Kreisstraße K 9 n zwischen Buschstraße und L 476, Meerbuscher Straße
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Die Pläne konnten eine halbe Stunde vor Versammlungsbeginn eingesehen werden.

Anwesende:

als Diskussionsleiter: Ratsherr Schoenauer
Stellv. Vorsitzender des Ausschusses für Pla-
nung, Wirtschaftsförderung, Liegenschaften

als Gutachter: Herr Weiland
Institut für Landschaftsentwicklung und Stadt-
planung

von der Stadtverwaltung: Herr Gineberg 
Projektgruppe Stadtentwicklung

Herr Wanders
Projektgruppe Stadtentwicklung

aus der Bürgerschaft: ca. 30 Bürgerinnen und Bürger
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Ratsherr Schoenauer begrüßt die Anwesenden und erläutert kurz den Ablauf des Abends.

Im Anschluss hieran übergibt er das Wort an Herrn Gineberg.

Herr Gineberg erläutert vorab in chronologischer  Reihenfolge das bisherige Verfahren zum Gesamtprojekt 
„Am Strümper Busch“. Nach Darstellung des Anlasses der Planung wird sowohl der Strukturplan (B-Plan 
281/282) als auch der Gestaltungsplan zum B-Plan Nr. 281 detailiert erläutert.

Im Anschluss an den Vortrag eröffnet Ratsherr Schoenauer die Diskussion und übergibt das Wort an die 
Bürgerschaft.

In der anschließenden Erörterung wurden von den anwesenden Bürgerinnen und Bürgern Fragen und An-
regungen vorgebracht,  die sowohl von der Verwaltung als auch von den Gutachtern beantwortet werden.  
Hinweis:
Inhaltlich gleiche Anregungen, die mehrmals oder von verschiedenen Anwesenden vorgetragen wurden, 
wurden zusammengefasst und nur einmal protokolliert.

Frage 1:
Warum wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 281 nicht nur auf die Trassenführung der 
K9n selbst beschränkt? Die Notwendigkeit der Erweiterung des Geltungsbereiches würde nicht erkannt.

Antwort:
Der Rat der Stadt hat am 24. Juli 2003 die Aufstellung und am 24.05.2006 eine Änderung des Aufstel-
lungsbeschlusses des Bebauungsplanes Nr. 281 beschlossen. Ziel dieses Bebauungsplanes ist die Reali-
sierung der geplanten Verlängerung der Kreisstraße 9 bis zur Anschlussstelle Bovert der A 57. Die im 
Plangebiet liegenden Grundstücke befinden sich überwiegend in Fremdeigentum. Für die Realisierung der 
K 9 n ist es erforderlich, deshalb Grunderwerb zu tätigen und die Grundstücke im Planbereich neu zu ord-
nen. Aufgrund  von bereits durchgeführten Vorgesprächen mit den betroffenen Grundstückseigentümern ist 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu erwarten, dass die Grundstücke einvernehmlich entsprechend den geplan-
ten Festsetzungen des Bebauungsplanes umgestaltet und die Flächen für die Verkehrsanlagen auf die 
Stadt Meerbusch übertragen werden können. Für die Inanspruchnahme von Teilen aus den privaten 
Grundstücken haben die Grundstückseigentümer Anspruch auf Ersatzland in unmittelbarer Nähe. Deshalb 
war es erforderlich den Planbereich über die unmittelbar betroffenen Grundstücke hinaus auszudehnen. 
Zur Realisierung des Bebauungsplanes innerhalb eines überschaubaren Zeiraumes wurde die Durchfüh-
rung eines Umlegungsverfahrens für den gesamten Bereich des Bebauungsplanes Nr. 281 angeordnet. 

Frage 2:
Warum wird der Ivangsweg jetzt als Erschließungsstraße genutzt?

Antwort:
Die Erschliessungsstruktur für den gesamten Planbereich zwischen A 57 Meerbuscher Straße, Kamperweg 
und Stadtbahnlinie basiert auf drei Anbindungspunkte und zwar zur K 9 n, zur Meerbuscher Straße und zu 
der bereits bestehenden Verbindung unter der A 57 hindurch zur Straße „Neuer Weg“. Durch den Ausbau 
des Ivangsweges kann der im Planbereich entstehende Ziel- und Quellverkehr auf kurzem Wege unmittel-
bar auf das übergeordnete Straßennetz (L 476 und K 9 n) abgeleitet werden, ohne das aus Sicht der Ver-
waltung eine unzumutbare Beeinträchtigung der Altanwohner am Ivangsweg und des Wohnumfeldes ent-
steht, zumal die Verkehrsmengen aufgrund der Anzahl der geplanten Wohneinheiten gering sind und zu 
erwarten ist, dass sich der Verkehr auf  die drei Anschlusspunkte verteilen wird.

Frage 3:
Ein Anwohner des Ivangsweges bemängelt die durch die Planung entstehende Mehrbelastung an Lärm-
immissionen. Er fragt die Verwaltung wie man mit dieser Problematik umgeht?

Antwort:
Im Bauleitplanverfahren werden die „Orientierungswerte“ der DIN 18005 beachtet. Hierzu wird ein entspre-
chendes Gutachten erstellt. Eine endgültige Entscheidung, ob und in welchem Umfang Lärmschutzmaß-
nahmen zu treffen sind, ist letztendlich im Bauleitplanverfahren im Rahmen der Abwägung zu treffen.

Frage 4:
Rechtsanwalt Weyen argumentierte dagegen, dass selbstverständlich bei der vorliegenden Planung mit 
einer erheblichen Mehrbelastung nicht nur durch die Realisierung der Wohnbebauung und durch den Ziel-
und Quellverkehr zu rechnen ist und damit den Anwohnern des Ivangsweges die Beeinträchtigungen nicht 
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zuzumuten sei, sondern auch der Ivangsweg nicht als Erschliessungsstraße genutzt werden dürfe. Er stellt 
in diesem Zusammenhang fest, dass bei den Planungen am Bommershöferweg und am Rudolf-Lensing-
Ring die Neubaugebiete vernünftigerweise von den vorhandenen Baugebieten ganz bewußt abgebunden 
wurden. Durch geschickte Abbindung von Zufahrtstraßen und die Schaffung neuer Erschließungsstraßen 
sei eine Lärmbelästigung für die Altanwohner vermieden worden. Er fordert deshalb vehement eine Alter-
nativplanung, in der der Ivangsweg nicht mit der Neuplanung verknüpft wird und das Neubaugebiet über 
eine separate Zufahrtstraße zur K 9 n erschlossen wird, wie sie im übrigen von der Verwaltung auch bei der 
Planung für den Sportplatz Kanzlei vorgelegen hat.  Ferner verweist er auf den ihm bekannten Entwurf der 
Baufirma Schmitz und fragt nach warum diese Planung nicht weiter verfolgt worden sei. 

Antwort:
Die Verwaltung führt aus, dass die vom Fragesteller genannten Neubaugebiete nicht mit der vorliegenden 
Planung vergleichbar sind. Bei den Planungen hätten gänzlich andere Rahmenbedingungen vorgelegen, 
die einen Vergleich mit der vorliegenden Planung für den Bereich Auf dem Kamp nicht zulassen.

Anmerkung des Schriftführers: Auf Einzelheiten der unterschiedlichen Rahmenbedingungen wurde wegen 
der hitzigen Diskussion nicht mehr eingegangen.

Im weiteren Verlauf der Diskussion übergibt Herr Lüdicke der Verwaltung eine Entwurfsskizze „Struktur-
plan Osterath,  ungefährer Maßstab 1:2000“  als Alternativvorschlag zum Strukturplan mit der Bitte um 
Ausarbeitung durch die Verwaltung. Die Skizze ist diesem Protokoll als Anlage beigefügt.

Frage 5:
Ein Anwohner der Meerbuscher Straße fragt, ob das „Wellness-Projekt“ im Gewerbegebiet des Strümper 
Busches realisiert werden soll? Und wenn ja, welche verkehrlichen Auswirkungen dies auf das Plangebiet 
hätte.

Antwort:
Ratsherr Schoenauer antwortet, dass sich die Politik mit dem „Wellness-Projekt“ beschäftigt habe. Bezüg-
lich eines möglichen Standortes gibt es jedoch noch keine Entscheidung.

Frage 6:
Eine Anwohnerin des Kamperweges fragt an, welche Änderungen sich für die Anwohner des Kamperwe-
ges aus der Gesamtplanung ergeben?

Antwort:
Für die Anwohner des Kamperweges wird es erschließungstechnisch keine Veränderungen geben, da der 
Kamperweg für den Kfz-Verkehr keine Anbindung an das Neubaugebiet erhält. Der Ivangsweg wird nach 
derzeitigem Planungsstand ungefähr in der Höhe des ehemaligen landwirtschaftlichen Betriebes (Meerbu-
scher Straße 179) abgebunden.

Anregung1:

Von mehreren Anwohnern des Ivangsweges wird vehement die „Abkopplung“ des Ivangsweges von der 
Neuplanung gefordert. Der Weg möge in seinem jetzigen Zustand verbleiben und möglichst durch einen 
Grünzug von der geplanten Bebauung getrennt werden.

Frage 7:
Eine Bürgerin fragt nach der Definition für „multifunktionaler Grünzug“?

Antwort:

Der diagonal durch das Plangebiet verlaufende Grünzug dient primär als direkte Geh- und Radwegeverbin-
dung zur Stadtbahnhaltestelle Kamperweg. Zusätzlich dient er auch der wohnungsnahen Freizeitgestaltung 
für Erwachsene und Kindern zum Spielen.

Anregung 2:

Eine Bürgerin erklärt, dass sie die im Norden in Ostwest Richtung geplante Strasse durch die Auflockerung 
der geplanten Plätze gut finde. Sie regt daher an, den Ivangsweg analog der o.a. Straßenplanung zu 
gestalten.
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Frage 8:
Ein Bürger fragt nach der geplanten Geschoßigkeit im Mehrfamilienwohnhaus?

Antwort:
Für die Mehrfamilienhäuser sind nicht mehr als 2 Vollgeschosse tlw. mit ausgebautem Dachgeschoss ge-
plant.

Frage 9:

Herr Weyen erklärt, dass er vom 1. Beigeordneten Herrn Nowack die Zusage erhalten habe, dass in die-
sem Plangebiet nur Einzel- und Doppelhaushälften geplant werden würden. Er fragt an, warum diese Zu-
sage nicht eingehalten würde?

Antwort:

Zu dieser Aussage wird von Seiten der Verwaltung keine Stellungnahme abgegeben.

Frage 10:

Ein Bürger fragt nach dem Begriff „Stadtstraße“?

Antwort:

Grundsätzlich handelt es sich bei einer „Stadtstraße“ um eine Straße, die gemäß Straßen- und Wegege-
setz NW in der Baulast der Stadt liegt.

Frage 11:

Ein Anwohner der Meerbuscher Straße fragt, warum es keinen Übersichtsplan mit der Darstellung aller im 
Plangebiet betroffenen Eigentümer gibt?

Antwort:

Aus datenschutzrechtlichen Gründen ist dies nicht möglich.

Frage 12:

Ein Bürger fragt nach dem Beginn der Realisierung der geplanten Kreisstraße?

Antwort:

Nach derzeitigem Sach- und Rechtsstand ist mit dem Baubeginn der geplanten K 9 n frühestens ab dem 
Jahre 2009 zu rechnen.

Anregung 3:

RA Weyen erklärt, dass er den Entwurf des Strukturplanes für „schlecht“ erachte, weil nicht alle geplanten 
Gebäude ein Südgrundstück durch diese Planung erhalten würden um Solartechnik einzusetzen. Er hält 
die vorgelegte Planung für dringend überarbeitungsbedürftig.

Anregung 4:

Einige Anwesende zeigen sich sehr enttäuscht. Sie hätten das Gefühl, dass ihre Anregungen nicht ernst 
genommen werden und befürchten, dass der zuständige Ausschuss die Planung nicht in ihrem Sinne än-
dern wird.

Anregung 5: 

Herr Weyen fordert die Verwaltung nochmals auf eine Alternativplanung zu erarbeiten.

Anregung 6:
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Ein Anwohner des Ivangsweges sagt, dass er keine rational vernünftige Begründung erkennen mag warum 
der Ivangsweg ausgebaut werden müsse.

Frage 13:

Ein Bürger fragt nach den entstehenden Erschließungskosten?

Antwort:

Anliegerbeiträge werden von erschlossenen Grundstücken im Rahmen der entsprechenden Gesetze und 
Vorschriften (BauGB bzw. KAG) fällig. Näheres kann zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht gesagt werden, 
da noch nicht konkret festliegt wie die einzelnen Straßen ausgebaut werden. Dies betrifft auch den Ivangs-
weg.

Frage 14:

Gibt es Alternativen zu der hier vorgestellten Planung?

Antwort:

Im Zuge der Entwurfsbearbeitung durch die Verwaltung werden grundsätzlich immer mehrere Alternativen 
erarbeitet. Der Entwurfsprozess im Städtebau kann nicht generalisiert werden, da jedes Projekt anderen 
Rahmenbedingungen und Parametern unterliegt. In der Regel kommt es zu einer Alternativplanung, wenn
aus Sicht der Planung zwei oder mehrere gleichwertige Lösungen favorisiert sind . In der vorliegenden 
Planung geht die Verwaltung davon aus, das dies die optimale Planlösung darstellt. Auf Grund dieses Re-
sultates war keine Notwendigkeit erkennbar eine Alternativplanung zu entwickeln. In diesem Zusammen-
hang wird nochmals auf den Zustimmungsbeschluss zum Struktur- und Gestaltungsplan durch den zustän-
digen Ausschuss des Rates hingewiesen.

Anregung 7:

Ein „Altanwohner“ fühlt sich durch die Planung benachteiligt. Für die „Neuanwohner“ würden schöne ruhige 
„Ecken“ geplant, die er auch noch finanzieren müsse.

Nachdem keine weiteren Fragen oder Anregungen zu den vorliegenden Planungen vorgebracht werden, 
schließt Ratsherr Schoenauer um 21.15 Uhr die Bürgerversammlung.

W a n d e r s

Anlage:Skizze Alternativplanung
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